
 
 

Videoüberwachung 
durch Privatpersonen 

 
 

 
 

Wenn Überwachungskameras auf Privatgrund-

stücken installiert und auf den öffentlichen Raum 

(Straßen, Plätze oder Gehwege) sowie auf 

Nachbargrundstücke gerichtet werden, ist dies 

grundsätzlich unzulässig. Niemand möchte beim 

Spazierengehen oder im eigenen Garten durch 

Videokameras beobachtet und einem perma-

nenten Überwachungsdruck ausgesetzt sein. 

 

Während die Überwachung des eigenen, erkenn-

bar abgegrenzten Grundstückes datenschutz-

rechtlich zulässig sein kann, ist eine Video-

überwachung angrenzender Straßen, Plätze oder 

Gehwege verboten. Lediglich in besonderen 

Einzelfällen sind Ausnahmen möglich. 

 

Wann erlaubt das Gesetz eine Videoüberwa-

chung und was kontrolliert der Landesbeauf-

tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit? 

 

 Grundsätzlich ist eine auf andere Personen 

gerichtete Videoüberwachung durch Privat-

personen nur zulässig, wenn alle betroffenen 

Personen eingewilligt haben oder eine gesetzliche 

Erlaubnisnorm besteht. Als mögliche Erlaubnis-

norm kommt in der Regel die Vorschrift des Art. 6 

Abs. 1 Buchstabe f Europäische Datenschutz-

Grundverordnung (DS-GVO) in Betracht. Danach 

ist eine Videoüberwachung zulässig, wenn sie 

 

- zur Wahrung berechtigter Interessen dient 

(z. B. Einbruchsschutz), 

- hierzu tatsächlich erforderlich ist und zu-

sätzlich 

- keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 

schutzwürdige Interessen oder Grund-

rechte der von der Überwachung betroffe-

nen Personen überwiegen (Interessen-

abwägung). 

 

Als Aufsichtsbehörde nach Art. 51 Abs. 1 DS-GVO 

und § 40 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) kon-

trolliert der Landesbeauftragte für Datenschutz 

und Informationsfreiheit die Einhaltung daten-

schutzrechtlicher Vorschriften durch nicht-öffent-

liche Stellen, also auch durch Privatpersonen. 

 

 

 Wenn Videokameras unzulässig auf den 

öffentlichen Raum, auf Straße oder Gehweg 

und andere Grundstücke, gerichtet sind, 

gehen wir dem nach. 

 

Wenn durch die Videoüberwachung jedoch 

ausschließlich das Nachbargrundstück er-

fasst wird und der öffentliche Raum nicht 

betroffen ist, können Sie sich zur Wehr 

setzen, indem Sie Ihre Abwehr- und Unter-

lassungsansprüche nach dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch (BGB) auf dem Zivilgerichtsweg 

geltend machen. 

 

Eine datenschutzrechtlich unzulässige Video-

überwachung kann außerdem eine Ord-

nungswidrigkeit darstellen, die mit einem 

Bußgeld geahndet werden kann. 

 

Weitere Informationen zur Zulässigkeit einer 

Videoüberwachung und zu den erforderlichen 

technischen und organisatorischen Maßnah-

men finden Sie im Kurzpapier Nr. 15 auf 

unserer Internetseite unter: 

https://www.datenschutz-mv.de/datenschutz/ 

DSGVO/Kurzpapiere/ 

 

 

https://www.datenschutz-mv.de/datenschutz/


Eine Videoüberwachung sollte stets die letzte 

mögliche Maßnahme sein und unter Berück-

sichtigung der Wirkung auf die Betroffenen 

stets gut überlegt werden. 

 

Bei sogenannten Dome-Kameras kann zu-

dem bereits aufgrund der Bauart der Er-

fassungsbereich von Außenstehenden nicht 

nachvollzogen werden. Daher empfehlen wir, 

auf den Einsatz solcher Kameras zu ver-

zichten. 

 

Um sich rechtlich abzusichern und Beschwer-

den von Nachbarn und Anwohnern zu vermei-

den, müssen Privatpersonen den Erfassungs-

bereich einer Überwachungskamera auf das 

eigene, erkennbar abgegrenzte Grundstück 

beschränken und durch Schilder auf die 

Videoüberwachung hinweisen. Sinnvoll ist es, 

zusätzlich die unmittelbaren Nachbarn über 

den Erfassungsbereich zu informieren, um 

zivilrechtlichen Klagen vorzubeugen. 

 

  

 

„Ganz gleich, in welchem Bereich des täglichen Lebens 

man sich bewegt – oft wird man dazu angehalten, 

persönliche Daten von sich preiszugeben. Mit 

Datensparsamkeit ist man beim Umgang mit 

persönlichen Daten sehr gut beraten.“ 

 

Heinz Müller 

Landesbeauftragter für Datenschutz und 

Informationsfreiheit Mecklenburg-Vorpommern 
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